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Zwangsverwaltung soll
modernisiert werden

Berlin. Am 21.03.2012 hat die Arbeitsgruppe Zwangsverwaltung der Arbeitsgemeinschaft Insolvenzrecht und Sanierung im DAV 

ihre 9. Jahrestagung in Berlin abgehalten. Die circa 60 Teilnehmer setzten sich überwiegend aus Rechtsanwälten, die als Zwangs-

verwalter tätig sind, Steuerberatern und Bankenvertretern zusammen, die sich u. a. mit einer Reform des Zwangsverwaltungsver-

fahrens sowie der aktuellsten Rechtsprechung befassten. 

Text: Rechtsanwalt Michael Blauth, Depré RECHTSANWALTS AG

Der Sprecher der Arbeitsgruppe Zwangsverwaltung, RA Peter Dep-

ré, begrüßte die Teilnehmer sowie die Referenten und führte in die 

Themen der eintägigen Veranstaltung ein. 

Auch in diesem Jahr referierte zunächst Prof. Dr. Jürgen Schmidt-

Räntsch, Richter am Bundesgerichtshof, V. Zivilsenat, sowie Ho-

norarprofessor der Humboldt-Universität, Berlin, über die neuere 

Rechtsprechung des BGH in Zwangsverwaltungssachen und ihrem 

wohnungseigentumsrechtlichen Umfeld. Wie in den vergangenen 

Jahren gelang es ihm erneut, die den Entscheidungen zugrunde-

liegenden komplexen Sachverhalte zu vereinfachen und die tragen-

den Gründe für die Teilnehmer nachvollziehbar herauszuarbeiten. 

Zu einer intensiven Diskussion zwischen den Teilnehmern und 

dem Referenten führte die Erörterung des Beschlusses des V. Zi-

vilsenats des Bundesgerichtshofs vom 17.11.2011 – V ZB 34/11 

(ZfIR 2012, 188). Der V. Zivilsenat des BGH hat mit der vorge-

nannten Entscheidung die Ansicht der Vorinstanz (LG Hamburg) 

bestätigt, wonach der Zwangsverwalter, der für die Zeit vor Be-

endigung der Zwangsverwaltung Betriebskosten verauslagt hatte, 

weil die Vorauszahlungen der Mieter eine Unterdeckung ergeben 

hatten, seinen Erstattungsanspruch nicht zu Lasten des Erstehers 

mit den nach dem Zuschlag vereinnahmten Mieten verrechnen 

darf. Der Referent betonte, dass diese Entscheidung sehr wichtig 

für die Zwangsverwalter sei, da diese nunmehr mit einer persön-

lichen Haftung rechnen müssen, wenn sie die Betriebskostenvor-

auszahlungen zu niedrig angesetzt haben. Er schlug deshalb vor, 

dass die Zwangsverwalter ein sich aus der Jahresabrechnung erge-

bendes Deizit unverzüglich zum Anlass nehmen sollen, die Höhe 

der von den Mietern zu leistenden monatlichen Vorauszahlungen 

anzupassen, um das Risiko einer Haftung auszuschließen. 

Anschließend referierte Dipl.-Rechtspleger (FH) Rainer Gold-

bach über Probleme beim Zusammentreffen von Zwangsverwal-

tung und Zwangsversteigerung. Er beschäftigte sich insbesonde-

re mit der Anforderung von Kostenvorschüssen im Rahmen des 

Zwangsverwaltungsverfahrens und deren Rückzahlung. Der Refe-

rent wies darauf hin, dass bestimmte von der Gläubigerin geleis-

tete Vorschüsse im Zwangsversteigerungsverfahren die Rangklasse 

1 des § 10 ZVG einnehmen und damit eine optimale Chance auf 

Befriedigung aus dem Versteigerungserlös haben. Im Hinblick 
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hierauf regte er an, dass die Zwangsverwalter im Rahmen einer 

Vorschussanforderung möglichst exakt angeben sollen, wofür der 

Vorschuss gedacht ist und verwendet werden soll. 

Danach referierte RA Ralf Engels über den Themenkomplex 

Zwangsverwalter und Steuern. Er wies zunächst darauf hin, dass 

durch die Beschlagnahme dem Vollstreckungsschuldner die Ver-

waltung, Benutzung und Nutzungsziehung entzogen wird, aber 

hierdurch das Eigentum des Schuldners und ggf. dessen Unter-

nehmereigenschaft nicht berührt wird. Er bleibt Steuersubjekt und 

Steuerschuldner und damit gemäß § 33 Abs. 1 AO grundsätzlich 

steuerplichtig. Hinsichtlich der das Grundstück betreffenden 

Steuern tritt daneben nunmehr der Zwangsverwalter gemäß § 34 

Abs. 3 i.V.m. Abs. 1 AO. Daraus ergibt sich, dass der Zwangsver-

walter keine privaten Steuerplichten des Schuldners zu erfüllen 

hat, insbesondere keine Einkommensteuererklärung für ihn abge-

ben muss bzw. kann. Allerdings muss der Zwangsverwalter dem 

Schuldner die Angaben zur Verfügung stellen, welcher dieser zur 

Erfüllung seiner Steuerplichten benötigt. Regelmäßig wird er 

dieser Verplichtung durch eine korrekte Rechnungslegung zum 

Jahresbericht nachkommen. Schließlich wies der Referent darauf 

hin, dass den Zwangsverwalter die steuerrechtliche Spezialhaftung 

nach § 69 AO treffen kann, wenn er eine ihm obliegende Steuer-

plicht verletzt. 

Professor Ulrich Keller widmete sich auch in diesem Jahr tradi-

tionell den aktuellen Entwicklungen im Zwangsverwaltungsrecht. 

Er beschäftigte sich insbesondere mit dem Beschluss des BGH vom 

24.02.2011 (V ZB 280/10, ZfIR 2011, 342). Mit Beschluss vom 

24.02.2011 stellte der Bundesgerichtshof klar, dass die Inbesitz-

nahme als Herausgabevollstreckung keine Durchsuchung im Sinne 

des Art. 13 GG und des § 758 a ZPO darstellt. Es ist daher keine 

besondere richterliche Erlaubnis zur zwangsweisen Inbesitznah-

me erforderlich. Dies gilt auch dann, wenn die Inbesitznahme die 

Wohnung des Schuldners betrifft.

Abschließend beschäftigte sich RA Leif Holger Wedekind mit der 

Frage, ob es Reformbedarf im Zwangsversteigerungsgesetz gibt. Er 

sah insbesondere Handlungsbedarf hinsichtlich der Vorschriften, 

die sich mit dem Institut der Zwangsverwaltung beschäftigen. We-

dekind wies darauf hin, dass das Zwangsverwaltungsverfahren in 

der heutigen Zeit offensichtlich nicht mehr besonders attraktiv für 

die betreibenden Gläubiger ist, was sich am deutlichen Rückgang 

der Verfahrenszahlen und der angeordneten Zwangsverwaltungs-

verfahren zeigt. Er machte darauf aufmerksam, dass sich mittler-

weile herauskristallisiert hat, dass das Zwangsverwaltungsverfah-

ren heute lediglich ein Begleitverfahren zur Zwangsversteigerung 

bzw. der freihändigen Veräußerung des Zwangsverwaltungsobjekts 

ist. Im Hinblick hierauf forderte er, dass das Institut der Zwangs-

verwaltung modernisiert werden solle. 

Nach Abschluss der Tagung fand die Mitgliederversammlung 

der Arbeitsgruppe Zwangsverwaltung der Arge Insolvenzrecht und 

Sanierung im DAV statt. RA Peter Depré begrüßte die Anwesenden 

und informierte darüber, dass der geschäftsführende Ausschuss 

der Arge im Rahmen seiner letzten Arbeitssitzung vom 08.02.2012 

in Brüssel beschlossen hat, dass die Arbeitsgruppe Zwangsverwal-

tung das Projekt »Reform des ZVG« in Kooperation mit dem Bund 

Deutscher Rechtspleger (BDR) in Gang setzen und begleiten soll, 

da es im Bereich des Zwangsversteigerungsgesetzes Reformbedarf 

gibt. Er teilte weiter mit, dass am 20.03.2012 bereits eine Ar-

beitssitzung zur Bildung einer »ZVG-Reform-Kommission« im Ma-

ritim-Hotel Berlin stattgefunden hat, in deren Rahmen Einigkeit 

dahingehend erzielt werden konnte, dass eine verbandsübergrei-

fende Kommission von max. 20 Personen gebildet werden, die sich 

wiederum in kleinere Gruppen für die Erbringung der Detailarbeit 

aufteilen solle. Im Hinblick hierauf forderte er die Anwesenden zur 

aktiven Mitarbeit auf. 

Danach wurden in den Beirat und zum Sprecher der Arbeits-

gruppe Zwangsverwaltung erneut RA Peter Depré gewählt. Wei-

terhin wurden in den Beirat wiedergewählt RA Michael Hawelka, 

RA Leif Holger Wedekind, RA Bernd Weber und RA Hans-Martin 

Bergsdorf. 

Die 9. Jahrestagung der Arbeitsgruppe Zwangsverwaltung der 

Arge Insolvenzrecht und Sanierung im DAV ist aufgrund des hohen 

Niveaus der Referenten und der anregenden Diskussionen mit und 

unter den Teilnehmern wiederum als äußerst gelungen anzusehen. 

Die Jahrestagung ist mittlerweile zu einer festen Größe für die als 

Zwangsverwalter tätigen Rechtsanwälte geworden. Sie wird daher 

am 13.03.2013 in Berlin ihre Fortsetzung inden. «

RA Ralf Engels RA Leif Holger Wedekind Professor Ulrich Keller
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